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1 Einleitung 

Die EnBW Energie Baden-Württemberg AG betreibt in Walheim, Kreis Ludwigsburg, das 
Kraftwerk Walheim. Nach der Stilllegung von zwei mit Steinkohle befeuerten Dampfkes-
selanlagen (Blöcke 1 und 2) zum 31.03.2025, werden noch eine heizölbefeuerte Gastur-
bine (GTD) zur Stromerzeugung sowie zwei Hilfsdampferzeuger (HIDE 1 und 2) betrie-
ben. Für die am Standort langjährig praktizierte Grundwasserentnahme liegt gegenwärtig 
eine bis zum 31.12.2032 befristete wasserrechtliche Erlaubnis (Az.: Az. 54.1-
8823.81/EnBW/Wal/WR/GW/Brunnen) vor. Darin ist die jährliche Entnahme von bis zu 
549.000 m³ Grundwasser zugelassen. 

Am Standort Walheim ist die Errichtung und der Betrieb eines Klärschlammheizkraft-
werks (KHKW) beabsichtigt. Die 1. Immissionsschutzrechtliche Teilgenehmigung hierfür 
wurde am 25.06.2025 durch das Regierungspräsidium Stuttgart erteilt (Az.: RPS54_1-
8823-1268/63/1). 

Da sich durch die Stilllegung der Kohleblöcke 1 und 2 sowie durch den Neubau des 
KHKW Änderungen an der benötigten Brunnenwasserentnahme und -verwendung am 
Kraftwerksstandort Walheim ergeben, wird eine neue wasserrechtliche Erlaubnis bean-
tragt. 

Insgesamt wird am Standort Walheim künftig jährlich eine Grundwassermenge von 
252.100 m³ als Brauchwasser benötigt. Die Grundwasserentnahmen sind darüber hinaus 
teilweise auch zur Trockenhaltung der Keller der bestehenden Gebäude erforderlich. 

Die Entnahme von Grundwasser zur notwendigen Wasserversorgung des Kraftwerks-
standortes (GTD, HIDE 1 und HIDE 2, KHKW, sonstige Verbraucher) erfolgt über die vor-
handenen Grundwasserentnahmestellen. 
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2 Formale Angaben 

2.1 Antragsteller und Betreiber 

EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
Durlacher Allee 93 
76131 Karlsruhe 

2.2 Anschrift Kraftwerksstandort 

Kraftwerk Walheim 
Mühlstraße 
74399 Walheim 

2.3 Ansprechpersonen für Rückfragen 

Stefanie Reinicke 
EnBW Energie Baden-Württemberg AG 
Abteilung T-PNSG 
Schelmenwasenstraße 15 
70567 Stuttgart 
Telefon: 0711 289 83468 
Email: s.reinicke@enbw.com 

2.4 Umweltbeauftragte 

Gewässerschutzbeauftragter:  Herr C. Wilke 

Abfallbeauftragter:    Herr A. Struwe 

Immissionsschutzbeauftragter:  Herr T. Reuter 

2.5 Antragsunterschriften 

EnBW Energie Baden-Württemberg AG 

 

 

Stefanie Reinicke 
Genehmigungsmanagerin  
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3 Zulassungsrechtliche Aspekte 

3.1 Zulassungsbestand 

Die Entnahme von Grundwasser zur Wasserversorgung des Kraftwerks erfolgt gegen-
wärtig bereits mit betriebseigenen Grundwasserentnahmestellen. 

Die Wasserrechtliche Erlaubnis für die Grundwasserentnahme aus dem Brunnen 1 (Un-
tere Staig), dem Brunnen 3 (Gasturbine) und aus den Entnahmeschächten für Drainage-
wasser beim Kühlwasserhaus und beim Maschinenhaus zur Brauchwasserversorgung im 
Kraftwerk Walheim wurde mit Bescheid vom 20.12.2012, korrigiert am 28.01.2013 durch 
das Regierungspräsidium Stuttgart (Az. 54,1-8823.81/EnBW/Wal/WR/GW/Brunnen) er-
teilt und bis 31.12.2032 befristet. 

Die derzeit gültige wasserrechtlich Erlaubnis umfasst:  

› Grundwasserentnahme aus Brunnen 1 (Untere Staig) 

FSt.Nr 720/2, Gewann ‚Untere Staig‘, Gmk. Walheim 

Entnahme von 20 l/s, max. 1.500 m³/d bzw. 350.000 m³/a und Verwendung für 

Brauchwasserversorgung Kraftwerk und Beregnung landwirtschaftlicher Anbauflä-
chen und im Notfall auch zur Einspeisung in das Feuerlöschsystem des Kraft-
werks. 

› Grundwasserentnahme aus Brunnen 3 (Gasturbine) 

Auf dem Kraftwerksgelände Walheim, FSt.Nr 429, Gmk. Walheim 

Entnahme von 9 l/s, max. 200 m³/d bzw. 7.000 m³/M und Verwendung für 

Brauchwasserversorgung Kraftwerk  

› Grundwasserentnahme aus Entnahmeschacht für das Drainagewasser 

Beim Maschinenhaus auf dem Kraftwerksgelände, FSt.Nr 429, Gmk. Walheim 

Entnahme von 11,5 l/s, max. 65.000 m³/a und Verwendung für 

Brauchwasserversorgung Kraftwerk 

› Grundwasserentnahme aus Entnahmeschacht für das Drainagewasser 

Beim Kühlwasserhaus auf dem Kraftwerksgelände, FSt.Nr 429, Gmk. Walheim 

Entnahme von 10 l/s, max. 50.000 m³/a und Verwendung für 

Brauchwasserversorgung Kraftwerk 
 

Alle vier Grundwasserentnahmen bleiben in Art, Maß und Zweck gegenüber den vorheri-
gen wasserrechtlichen Erlaubnissen mit Ausnahme der Beschränkung der Brauchwas-
serversorgung auf die Bestandsanlagen (inkl. KHKW) des Kraftwerks Walheim sowie der 
Verwendung als Löschwasser unverändert. Die Entnahmeanlagen sind bereits vorhan-
den. 
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3.2 Antragsgegenstand 

Die EnBW beantragt die Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis für die 
Entnahme von bis zu 50,5 l/s, jedoch nicht mehr als 252.100 m³/a, Grundwasser aus den 
vorhandenen Entnahmestellen: 

› Brunnen 1: Untere Staig (bis zu 20 l/s) 

› Brunnen 3: Gasturbine (bis zu 9 l/s) 

› Drainagewasser Maschinenhaus (MH) (bis zu 11,5 l/s) 

› Drainagewasser Kühlwasserhaus (KH) (bis zu 10 l/s) 

zur Verwendung als Brauchwasser für betriebliche Zwecke des Kraftwerks sowie zur 
landwirtschaftlichen Nutzung.

Die Entnahme soll vorrangig aus den zwei Drainagen Maschinenhaus und Kühlwasser-
haus erfolgen. Eine ausreichende Ergiebigkeit und zuverlässige Verfügbarkeit von 
Grundwasser aus den Drainagen ist auf Grund des Zwecks einer Drainage nicht sicher 
gegeben (jahreszeitlich schwankend und witterungsabhängig aufgrund Zufluss durch 
Versickerung), daher soll zweitrangig Grundwasser aus Brunnen 3 – Gasturbine entnom-
men werden. Sofern die Entnahmemengen aus den Drainagen und Brunnen 3 für einen 
sicheren gleichzeitigen Betrieb aller zu versorgenden Anlagen am Standort nicht ausrei-
chen, soll eine Entnahme aus Brunnen 1 – Untere Staig erfolgen. 
Daraus ergibt sich folgende Entnahmereihenfolge: 

 

1. Drainagen (MH und KH) 

2. Brunnen 3 Gasturbine 

3. Brunnen 1 Untere Staig  

 

In der o.g. Entnahme ist für den Hochwasser- und Starkregenfall die Entnahme von bis 
zu 11,5 l/s aus dem Entnahmeschacht für das Drainagewasser beim Maschinenhaus so-
wie von bis zu 10 l/s aus dem Schacht beim Kühlwasserhaus zum Zweck der Trockenhal-
tung bzw. Wasserabfuhr enthalten.  

Die Entnahme für landwirtschaftliche Zwecke erfolgt ausschließlich aus dem Brunnen 1 – 
Untere Staig. Unabhängig von der Entnahmereihenfolge wird zudem eine Wasserent-
nahme aus Brunnen 1 beantragt, soweit dies aus betrieblichen Gründen – z.B. zur Ver-
meidung einer Verlandung des Brunnens – erforderlich ist. 
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3.3 Zulassungsverfahren 

Mit den vorliegenden Antragsunterlagen beantragt die EnBW eine gehobene wasser-
rechtliche Erlaubnis gemäß §§ 8, 15 i. V. m. § 9 Abs. 1 Nr. 5 WHG und die Entnahme von 
Grundwasser nach Maßgabe der obigen Aufstellung.  

Nach § 12 Abs. 1 WHG ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zu versagen, wenn schädli-
che, auch durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Ge-
wässerveränderungen zu erwarten sind oder andere Anforderungen nach öffentlich-
rechtlichen Vorschriften nicht erfüllt werden. Beides ist nicht zu besorgen. Insbesondere 
wird der Wasserhaushalt weder qualitativ noch quantitativ schädlich oder nachhaltig ver-
ändert. Die auf das Grundwasser bezogenen Bewirtschaftungsziele gem. § 47 Abs. 1 
WHG werden eingehalten. 

Im Voraus war gemäß § 7 UVPG i. V. m. Nr. 13.3.2 Anl. 1 UVPG eine allgemeine Vorprü-
fung des Einzelfalls durchzuführen. Die durchgeführte Vorprüfung ergab, dass durch die 
beantragte geänderte Grundwasserentnahme mit keiner erheblichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen zu rechnen ist. (Vgl. Anhang 3, UVP-VP vom 03.06.2025 sowie die öf-
fentliche Bekanntmachung des RP Stuttgart der Feststellung über das Nichtbestehen ei-
ner UVP-Pflicht vom 04.03.2026, Az.: RPS54_1-8953-487/2/31) 

3.4 Zulassungsbehörde 

Die für das Zulassungsverfahren zuständige Behörde ist das  

Regierungspräsidium Stuttgart 
Referat 54.1 Industrie – Schwerpunkt Luftreinhaltung 
Ruppmannstr. 21 
70565 Stuttgart 

3.5 Ankündigung auf Verzicht der wasserrechtlichen Erlaubnis vom 20. Dezember 2012 

Mit Bestandskraft (Unanfechtbarkeit der Entscheidung für Dritte, bzw. rechtskräftige Ab-
weisung etwaiger Drittanfechtungsklagen) der auf diesen Antrag hin zu erteilenden geho-
benen wasserrechtlichen Erlaubnis wird die Erlaubnis vom 20. Dezember 2012 (Az.: 
54.1-8823.81/EnBW/Wal/WR/GW/Brunnen) gegenstandlos. Soweit sie dadurch nicht be-
reits i. S. d. § 43 Abs. 2 Var. 5 LVwVfG erledigt ist, kündigt die EnBW hiermit an, ab Be-
standskraft der auf diesen Antrag hin zu erteilenden gehobenen wasserrechtlichen Er-
laubnis auf die Erlaubnis vom 20. Dezember 2012 zu verzichten. Darüber hinaus ver-
pflichtet sich die EnBW die wasserrechtliche Erlaubnis vom 20. Dezember 2012 nicht zu 
nutzen, sobald und solange die hier beantragte Erlaubnis vollziehbar erteilt wurde. Damit 
wird sichergestellt, dass nur eine vollziehbare wasserrechtliche Erlaubnis für die Grund-
wasserentnahme am Kraftwerksstandort besteht. Der Verzicht auf die Erlaubnis vom 20. 
Dezember 2012 steht aber unter dem ausdrücklichen Vorbehalt, dass die neu zu ertei-
lende gehobene wasserrechtliche Erlaubnis bestandskräftig wird.  
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4.1 Energieerzeugung am Kraftwerksstandort 

Die EnBW AG betreibt am Standort Kraftwerk Walheim die Gasturbine D sowie zwei 
Hilfsdampferzeuger. 

Für den Betrieb der Erzeugungsanlagen ist eine gesicherte Brunnenwasserentnahme 
zwingend erforderlich.  

Die beiden vorhandenen kohlebefeuerten Kohleblöcke wurden zum 31.03.2025 stillge-
legt. 

4.2 Betrieb eines Klärschlammheizkraftwerks 

Zur Nachnutzung des Kraftwerksgeländes in Walheim errichtet die EnBW AG aktuell ein 
Klärschlammheizkraftwerk. Die bei der Klärschlammverbrennung freiwerdende Energie 
wird zur Dampferzeugung genutzt. Der erzeugte Dampf wird zunächst für die Stromer-
zeugung über eine Dampfturbine geleitet. Der Abdampf der Turbine wird für die Klär-
schlammtrocknung, die Bedampfung des Speisewasserbehälters und zur Fernwärmeer-
zeugung genutzt. 

Die 1. Immissionsschutzrechtliche Teilgenehmigung hierfür wurde am 25.06.2025 durch 
das Regierungspräsidium Stuttgart erteilt (Az.: RPS54_1-8823-1268/63/1). 

Für den Betrieb des KHKW ist eine gesicherte Brunnenwasserentnahme zwingend erfor-
derlich. 

5 Grundwasserentnahme und -bedarf 

Am Kraftwerksstandort wird Grundwasser insbesondere als Rohwasser zur Herstellung 
von enthärtetem und vollentsalztem Wasser genutzt und für sonstige betriebliche Zwecke 
eingesetzt.  

5.1 Grundwasserentnahmestellen 

Die Entnahme von Grundwasser zur Wasserversorgung erfolgt nur an betriebseigenen 
Grundwasserentnahmestellen (vgl. Entnahmereihenfolge, Kapitel 3.2): 
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› Drainagewasser Maschinenhaus (MH) 

› Drainagewasser Kühlwasserhaus (KH) 

› Brunnen 3 – Gasturbine 

› Brunnen 1 – Untere Staig 
 

Die Lage aller Grundwasserentnahmestellen ist im Lageplan (vgl. Anhang 1) dargestellt. 

5.2 Verwendungszwecke 

Betriebliche Verwendung:  

Eine Verwendung von entnommenem Brunnenwasser ist für verschiedene betriebliche 
Zwecke erforderlich:  

› Rohwasser für die Vollentsalzungsanlage (VEA) zur Herstellung von VE-Wasser für 
das Wasser-Dampf-System (KHKW und HIDE 1/2) und als Einspritzwasser in die 
Brennkammer der Gasturbine zur NOx Reduktion 

› Rohwasser für die Enthärtungsanlage. Enthärtetes Wasser wird zur Befüllung der 
Rückkühler für die Rauchgaswäsche und die NH4-Strippung benötigt.  

› Als Prozesswasser für sonstige betriebliche Zwecke (Saugzug; Klärschlammtrockner, 
Wasserlanze Ofen, Kühlturm Gasturbine usw.) 

Die genannten Bedarfsstellen werden aus dem standortübergreifenden Brunnenwasser-
netz versorgt. 

Abgabe an die Landwirtschaft: 

Die Grundwasserentnahme für landwirtschaftliche Zwecke erfolgt ausschließlich aus 
Brunnen 1 – Untere Staig.  
 
Sonstige Verwendung:  
 
Grundwasserabsenkung zur Kellertrockenhaltung im Bereich Maschinenhaus und Kühl-
wasserhaus 

5.3 Brunnenwassernetz  

Das entnommene Grundwasser, das für betriebliche Zwecke verwendet werden soll, wird 
in ein kraftwerkseigenes Brunnenwassernetz eingespeist.  

Das Brunnenwasser- und VE-Wasser System des Standorts ist im Plan 
A.WAL.00.GAA.MFB010.00001 (Anhang 2) dargestellt. 
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Brunnenwasserqualität: Wasserproben des Grundwassers aus dem Jahr 2024 liegen vor. 
(Vgl. Anhang 5) 

6 Voraussetzungen 

Die formellen und materiellen Voraussetzungen an die Erteilung der beantragten gehobe-
nen wasserrechtlichen Erlaubnis liegen vor. 

6.1 Formelle Voraussetzungen 

Das Regierungspräsidium Stuttgart ist als höhere Wasserbehörde gem. §§ 80 Abs. 2, 82 
Abs. 2 Nr. 2 a) und b) WG sachlich zuständig. Der gem. § 86 Abs. 1 S. 1 WG erforderli-
che Antrag wird hiermit schriftlich bei der zuständigen Wasserbehörde gestellt. 

Das Verfahren vollzieht sich vorliegend nach Maßgabe des § 93 Abs. 1 WG nach den §§ 
72, 73, 74 Abs. 1 bis 3, Abs. 4 S. 1 und Abs. 5, 75 Abs. 4 und 76 LVwVfG. Innerhalb ei-
nes Monats ab Zugang der vollständigen Antragsunterlagen sind diese gem. § 73 Abs. 2 
LVwVfG den Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt werden, zur 
Stellungnahme vorzulegen und ist zu veranlassen, dass die Antragsunterlagen, in den 
Gemeinden, auf die sich das Vorhaben voraussichtlich auswirken wird, nach § 27b 
LVwVfG ausgelegt wird. Die Auslegung erfolgt gem. § 27b Abs. 1 Nr. 1 LVwVfG auf der 
Internetseite der Gemeinde und gem. § 27b Abs. 1 Nr. 2 LVwVfG auf mindestens eine 
andere, gem. § 73 Abs. 3 S. 2 HS 2 LVwVfG im Benehmen mit der Gemeinde festzule-
genden Weise. Die EnBW geht vorbehaltlich gegenteiliger Mitteilung davon aus, dass die 
Auslegung vorliegend in der Gemeinde Walheim auf der Internetseite der Gemeinde er-
folgt und dort auch eine Fassung der Antragsunterlagen in physischer Form auszulegen 
sein wird. 

Die rechtzeitig eingegangenen Einwendungen, Stellungnahmen von Vereinigungen und 
der Behörden sind nach Ablauf der Einwendungsfrist zu erörtern. Gem. § 27c Abs. 1 Nr. 
1 LVwVfG kann der Erörterungstermin durch eine Onlinekonsultation ersetzt werden, ein 
gesetzlicher Vorrang des Erörterungstermins besteht ausdrücklich nicht (Durinke/Elgeti, 
NVwZ 2024, 112, 118). Sollte ein Erörterungstermin durchgeführt werden, ist dieser le-
diglich beteiligtenöffentlich. 

6.2 Materielle Voraussetzungen 

Die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis ist zu erteilen, weil keine schädlichen, auch 
durch Nebenbestimmungen nicht vermeidbare oder nicht ausgleichbare Gewässerverän-
derungen zu erwarten sind und andere Anforderungen nach öffentlich-rechtlichen Vor-
schriften nicht entgegenstehen (§ 12 Abs. 1 WHG). Insbesondere lässt sich den nachfol-
gend beigefügten Antragsunterlagen entnehmen, dass es durch die beantragte Grund-
wasserentnahme nicht zu einer Verschlechterung des mengenmäßigen oder chemischen 
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Zustands des Grundwasserkörpers kommt (§ 47 Abs. 1 Nr. 1 WHG), die Entnahme dem 
Trendumkehrgebot gem. § 47 Abs. 1 Nr. 2 WHG sowie der Erhaltung oder Erreichung ei-
nes guten mengenmäßigen und eines guten chemischen Zustands nicht entgegensteht 
(§ 47 Abs. 1 Nr. 3 WHG). Diesbezüglich wird insbesondere auf Kap. 5.2.5 des Erläute-
rungsberichts vom 03. Juni 2026 (Anhang 4) Bezug genommen. Es sei an dieser Stelle 
noch einmal darauf hingewiesen, dass der Umfang der hier beantragten Grundwasser-
entnahme deutlich hinter dem bislang erlaubten Maß zurückbleibt. Eine – aus Sicht der 
EnBW im Lichte des § 4 Abs. 2 Nr. 1 GrwV überobligatorische – zusätzliche Schonung 
des Grundwassers wird durch die vorstehend beantragte Entnahmepriorisierung erreicht. 
Hierdurch ist sichergestellt, dass ein nach den jeweiligen Gegebenheiten größtmöglicher 
Anteil von Uferfiltrat genutzt wird. Gleichwohl ist es zur sicheren gleichzeitigen Versor-
gung aller am Standort befindlichen Anlagen erforderlich, dem Grundsatz nach unbe-
schränkt auf alle Brunnen zugreifen zu können. Anderenfalls wäre die Verfügbarkeit der 
Gasturbine D nicht hinreichend sichergestellt, welche für den größten Verbrauch steht. 
Ohne die Gasturbine D droht jedoch eine Gefährdung der Versorgungssicherheit mit 
Strom und der Netzstabilität, da die Gasturbine D dem Ausgleich volatiler Einspeisung 
von Anlagen zur Erzeugung Erneuerbarer Energien dient. Das danach auszuübende Be-
wirtschaftungsermessen ist zugunsten der Erteilung der gehobenen wasserrechtlichen 
Erlaubnis auszuüben, da die Entnahme der Sicherstellung des Betriebs der am Kraft-
werksstandort Walheim vorhandenen und auf absehbare Zeit weiter zu betreibenden 
Gasturbine D und des derzeit in Errichtung befindlichen KHKW dient. 

Es liegen auch ein öffentliches Interesse und berechtigtes Interesse der EnBW als Ge-
wässerbenutzerin gem. § 15 Abs. 1 S. 1 WHG vor. Der Begriff des öffentlichen Interesses 
erfasst sämtliche im Allgemeinwohl liegenden öffentlichen Belange. Ein öffentliches Inte-
resse liegt danach regelmäßig vor, wenn die Gewässerbenutzung der öffentlichen Ener-
gieversorgung und der Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen dient (Knopp/Müller in 
Siedler/Zeitler/Dahme/Knopp, Kommentar zum WHG/AbwAG, 60. EL August 2025, § 15 
WHG, Rn. 13 f.). Die vorliegend beantragte Grundwasserentnahme dient insbesondere 
der Einhaltung der immissionsschutzrechtlichen Grenzwerte der GTD. Diese dient der öf-
fentlichen Energieversorgung und ist auf die Bereitstellung von Deionat aus Grundwasser 
angewiesen. Soweit es den Betrieb des KHKW betrifft, ermöglicht die Grundwasserent-
nahme auch die thermische Verwertung von Klärschlamm aus kommunalen Kläranlagen. 
Der Betrieb des KHKW dient somit der ordnungsgemäßen und umweltschonenden ther-
mischen Verwertung von Klärschlamm. Würde sich die Inbetriebnahme des KHKW ver-
zögern, wäre eine nachhaltige Klärschlammentsorgung nicht gewährleistet. Wie bereits 
auf Seite 555 der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung vom 25. Juni 2025 ausge-
führt, deckt das Land Baden-Württemberg nur einen geringen Teil der erforderlichen Ka-
pazitäten zur Verbrennung bzw. Behandlung von Klärschlamm selbst ab. Ein großer Teil 
des in Baden-Württemberg anfallenden Klärschlamms muss derzeit in andere Regionen 
zur Verbrennung verbracht werden. Der Betrieb des KHKW wird einen Beitrag zum Ab-
bau der bestehenden massiven Unterdeckung leisten und dienst somit der zuverlässigen 
und regionalen Verwertung des Klärschlamm. Darüber hinaus kann das KHKW einen 
Beitrag zur Versorgungssicherheit mit Strom und Fernwärme leisten. Auch diese Belange 
liegen im öffentlichen Interesse. Darüber hinaus dient die Grundwasserentnahme auch 
der Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen, denn die EnBW gibt freiwillig einen Teil 
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des entnommenen Grundwassers an Landwirte vor Ort ab. Die Bewässerung landwirt-
schaftlicher Flächen liegt nicht nur dann im öffentlichen Interesse, wenn sie durch eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts erfolgt, sondern auch bei einem gewerblichen Un-
ternehmen von nicht unerheblicher volkswirtschaftlicher Bedeutung (so: Knopp/Müller, a. 
a. O., Rn. 13 a. E.). Maßgeblich ist insofern die Eigenart und der Gemeinnutzen der kon-
kret in Rede stehenden Gewässerbenutzung und nicht die Rechtsform 
(Czychowski/Reinhardt, Wasserhaushaltsgesetz, 13. Auflage 2023, § 15, Rn. 10). Die 
Bewässerung landwirtschaftlicher Flächen dient der Sicherstellung der Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrung. Hieran besteht ein öffentliches Interesse.  

Unabhängig dessen hat die EnBW aber auch ein berechtigtes privates Interesse an der 
Erteilung einer gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis. Ein solches Interesse ist gege-
ben, wenn das entnommene Wasser für Produktionszwecke benötigt wird und anderwei-
tig nicht oder nicht wirtschaftlich beschafft werden kann (dies, a. a. O., Rn. 16). EnBW 
benötigt das Wasser sowohl zum Betrieb der GTD als auch für den des KHKW. Würden 
gegen eine durch lediglich einfache Erlaubnis zugelassene Grundwasserentnahme er-
folgreich privatrechtliche Unterlassungsansprüche gem. §§ 823 Abs. 1, 1004 BGB gel-
tend gemacht, könnten die GTD und das KHKW nicht länger betrieben werden. Hierdurch 
würde die für das KHKW getätigten Investitionen frustriert, die Ausnutzbarkeit der dafür 
erteilten immissionsschutzrechtlichen Genehmigung unterlaufen und darüber hinaus ein 
wirtschaftlicher Betrieb der GTD verhindert. Es liegt daher im berechtigten Interesse der 
EnBW, sich durch eine gehobene wasserrechtliche Erlaubnis eine Rechtsstelle zu ver-
schaffen, die Unterlassungsansprüche gem. § 16 Abs. 1 S. 1 WHG ausschließt. Der Be-
hörde ist bereits aus dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren für das 
KHKW bekannt, dass die Grundwassersituation am Standort Walheim in der Öffentlich-
keit kritisch diskutiert wurde. Es ist von daher nicht offensichtlich und eindeutig auszu-
schließen, dass im weiteren Verlauf privatrechtliche Abwehransprüche gegen die Grund-
wasserentnahme geltend gemacht werden. 

6.3 Alternativen 

Im Hinblick auf § 5 Abs. 1 Nr. 2 WHG wurde geprüft, ob eine ressourcenschonende Re-
duzierung der Grundwasserentnahmen zur Trockenhaltung durch bauliche Maßnahmen 
möglich ist, z.B. durch eine nachträgliche Abdichtung der Kellersohle. Dies ist mit verhält-
nismäßigem Aufwand und ohne gesicherte Zielerreichung jedoch nicht möglich. 

Die Möglichkeit zur Verwendung des entnommenen Grundwassers für betriebliche Zwe-
cke durch Einspeisung in das vorhandenen Brunnensystem ist für den Betrieb der Erzeu-
gungsanlagen erforderlich und zweckmäßig. Das Grundwasser wird zur Erzeugung von 
vollentsalztem Wasser (Deionat) genutzt. Dieses Deionat kommt in der Gasturbine D 
zum Einsatz, um die dortigen Emissionsgrenzwerte einhalten zu können. Darüber hinaus 
ist das Deionat für den Betrieb des Wasser- und Dampfkreislaufes des KHKW erforder-
lich. Nur Deionat erfüllt die notwendigen Anforderungen, so dass die nötige Dampfrein-
heit für die Turbine erreicht wird. Eine Verwendung von nicht gereinigtem bzw. nicht ent-
mineralisiertem Wasser würde die Anlage in kürzester Zeit durch Ablagerungen schädi-
gen. 
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Alternativ zur Nutzung von Grundwasser wurde die Verwendung von Neckarwasser ge-
prüft.  
Dies ist jedoch aus technischer Sicht nicht möglich. Im Neckarwasser ist der Schlamman-
teil, vor allem der Anteil an feinhaltigem Schluff und Ton, sehr hoch. Für die Aufbereitung 
von Neckarwasser bis zu dem für die Deionatherstellung erforderlichen Reinheitsgrad 
würde eine Grobfiltration (Rechen und Siebanlage), eine Fällung und Flockung (mit Ei-
sen- oder Aluminiumsalzen und einem Polyacrylamid), eine Feinfiltration (Kiesfilter oder 
Ultrafiltration) und eine Schlammbehandlung (Schlammentwässerung / Schlammeindi-
ckung und Schlammpresse) benötigt. Vor allem der Einsatz von Chemikalien (Eisen(III)-
chlorid oder Polyaluminiumchlorid (PAC), Polyacrylamiden und Reinigungsmitteln wie Zit-
ronensäure und anionischen Tensiden) wäre sehr hoch. Die EnBW geht nicht davon aus, 
dass der mit der Herstellung entsprechender Aufbereitungsanlagen verbundene Aufwand 
und der Chemikalieneinsatz zur Nutzung von Oberflächenwasser vor dem Hintergrund 
eines guten mengenmäßigen Zustands des Grundwasserkörpers eine aus Sicht der 
Wasserwirtschaft zielführende und damit erforderliche, insbesondere verhältnismäßige, 
Maßnahme darstellen würde.  

Eine Verwendung des Neckarwassers mit verhältnismäßigem Aufwand ist entsprechend 
nicht möglich.  

6.4 Sofortige Vollziehbarkeit 

Es wird beantragt, die sofortige Vollziehbarkeit der zu erteilenden gehobenen wasser-
rechtlichen Erlaubnis gem. § 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4, Abs. 3 S. 1 VwGO im Besonderen öf-
fentlichen und überwiegenden Interesse der EnBW anzuordnen. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehbarkeit ist im Besonderen öffentlichen und überwie-
genden privaten Interesse geboten. Würde die sofortige Vollziehbarkeit nicht angeordnet 
und würde gegen die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis Klage erhoben, könnten bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über die Klage erfahrungsgemäß mehrere Jahre verge-
hen. In dieser Zeit kann von der gehobenen wasserrechtlichen Erlaubnis kein Gebrauch 
gemacht werden. Dies hätte eine schwerwiegende Beeinträchtigung öffentlicher und pri-
vater Interessen zur Folge. 

Namentlich würde sich die Inbetriebnahme und der Betrieb des Klärschlammheizkraft-
werks verzögern, wodurch eine nahtlose Verwertung des Klärschlamms nach dem Weg-
fall der Mitverbrennung am Standort Heilbronn gefährdet wird. Die sofortige Vollziehbar-
keit ist entsprechend von öffentlichem Interesse, um die Sicherstellung einer zuverlässi-
gen und regionalen Verwertung des Klärschlamms nach den Vorgaben der DüMV zu ge-
währleisten. Darüber hinaus leistet das KHKW einen nicht vollkommen untergeordneten 
und unbedeutenden Beitrag zur Versorgungssicherheit mit Strom und der optionalen 
Fernwärme, welche ebenfalls im besonderen öffentlichen Interesse liegt. 

Des Weiteren besteht ein privates Interesse der EnBW AG an der Vollziehung der Ge-
nehmigung das Aussetzungsinteresse etwaiger Drittanfechtungskläger, weil diesen Kla-
gen bei summarischer Prüfung keine überwiegende Erfolgsaussicht beigemessen 
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werden kann. Denn private Dritte können gegen die Erteilung einer gehobenen wasser-
rechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser keine gem. §§ 42 Abs. 2, 113 Abs. 
1 S. 1 VwGO wehrfähigen subjektiven Rechte geltend machen, da kein Anspruch auf 
Nutzung einer bestimmten Wassermenge besteht. Die Bewirtschaftung insbesondere des 
Grundwassers vollzieht sich vielmehr im objektiven Interesse des Gemeinwohls. Darüber 
hinaus kann die gehobene Erlaubnis nur dann erteilt werden, wenn die bindenden ge-
setzlichen Zulassungsvoraussetzungen gem. § 12 Abs. 1 WHG erfüllt sind. Des Weiteren 
wäre ein Betrieb der GTD, welche vorwiegend der Spitzenlastabdeckung dient, nicht 
möglich. Denn die GTD ist für ihren Betrieb auf vollentsalztes Wasser (sog. Deionat) an-
gewiesen. Dieses muss am Standort Walheim aus dem Grundwasser gewonnen werden, 
da die Aufbereitung von Neckarwasser mangels hinreichender Qualität nicht in Betracht 
kommt. Der Betrieb der GTD ist essentiell für die Aufrechterhaltung der Versorgungssi-
cherheit mit Strom und zur Gewährleistung der Netzstabilität. Wegen des zunehmenden 
Anteils volatiler Einspeisungen aus Anlagen zur Nutzung der Windenergie und Photovol-
taik im Rahmen der Energiewende kommt es in den letzten Jahren zu einem vermehrten 
Einsatz der GTD, die als offene Gasturbine mit sehr kurze Anlaufzeiten in der Lage ist, 
auch kurzfristige Schwankungen im Stromnetz auszugleichen.  

Zur Vermeidung dieser Beeinträchtigungen ist die Anordnung der sofortigen Vollziehbar-
keit geboten. 
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